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Verlängerung des Aufenthalts in der Pflegefamilie nach dem Mündigkeitsalter

Sachverhalt

Mit Beschluss der Vormundschaftsbehörde A wurde der 12jährige Markus in einer Heilpädagogischen Pflegefamilie (untersteht der Heimvereinbarung) in der Gemeinde B platziert und eine Beistandschaft gemäss Art. 308 Abs. 1 ZGB errichtet. 

Der bald mündige Markus hat eine Lehre als Konstrukteur begonnen. Er hat sich freiwillig dafür entschieden, auch nach Erreichen des Mündigkeitsalters d.h. bis zum Lehrabschluss (Sommer 2005) bei der Pflegefamilie in B zu wohnen und erst später eine eigene Wohnung zu mieten. Weil er sich in der Verwaltung der finanziellen Angelegenheiten (bezieht Sozialhilfegelder der Gemeinde A, Stipendien) noch unsicher fühlt, beabsichtigt er, eine Beistandschaft nach Art. 394 ZGB zu beantragen. 

Fragestellung

Wer ist für die Führung dieser Beistandschaft zuständig? Die Gemeinde A, weil er in der Gemeinde B keinen Wohnsitz begründen kann oder die Gemeinde B, weil er sich freiwillig für den weiteren Aufenthalt in der Pflegefamilie entschieden hat? 

Aus praktischen Gründen (Zusammenarbeit mit Sozialamt Gemeinde A, Zusammenarbeit mit der Pflegefamilie) ist es sinnvoll, wenn der bisherige Beistand der Gemeinde A auch Beistand für die Beistandschaft nach Art. 394 ZGB wird und sich nicht ein Beistand der Gemeinde B damit befassen muss.

Erwägungen

1. Zunächst ist zu fragen, wo sich der Wohnsitz des platzierten Kindes befand (Art. 25 ZGB). Stand es unter der elterlichen Sorge beider Eltern, und hatten diese einen gemeinsamen Wohnsitz, war dies auch der Wohnsitz des Kindes. Hatten die beiden Inhaber der elterlichen Sorge keinen gemeinsamen Wohnsitz, und befand sich das Kind wie im vorliegenden Fall nicht unter deren Obhut, so war sein Aufenthaltsort (Wohnsitz der Pflegeeltern) sein Wohnsitz. Hätte es unter Obhut des einen Elternteils gestanden (wenn beide die elterliche Sorge innehaben), wäre dessen Wohnsitz auch der Wohnsitz des Kindes gewesen. Stand es dagegen unter der elterlichen Sorge nur eines Elternteils, war immer dessen Wohnsitz auch der Wohnsitz des Kindes, unabhängig davon, wo sich das Kind aufhielt. Der Ort A konnte hier also Wohnsitz des Kindes sein, weil entweder der einzige Inhaber der elterlichen Sorge dort Wohnsitz hatte oder die gemeinsamen Inhaber der elterlichen Sorge gemeinsamen Wohnsitz in A hatten.

2. Nach Erreichen der Mündigkeit entfällt der von den Eltern abgeleitete Wohnsitz von Gesetzes wegen, und es gilt Art. 23 respektive 26 ZGB. Das Kind begründet dort Wohnsitz, wo es sich mit der Absicht des dauernden Verbleibens einen Lebensmittelpunkt begründet, wobei diese Dauer nicht unabsehbar sein muss. Wohnsitz kann man auch an jenem Ort begründen, den man nach Eintritt einer bestimmten, absehbaren Bedingung wieder verlassen wird. 

3. Der Aufenthalt zu einem Sonderzweck begründet keinen Wohnsitz (Art. 26 ZGB). Dabei handelt es sich allerdings um eine widerlegbare Vermutung, d.h. im Einzelfall können verschiedene Umstände dafür sprechen, ausnahmsweise auch am Anstaltsort Wohnsitz anzunehmen (C. Hegnauer, Von der Mühsal eines Verwandten-Vormundes in ZVW 2001 S. 12; BGE 5C.16/2001 vom 5.2.2001 in NZZ vom 25.7.2001).

4. Im vorliegenden Fall handelt es sich nicht um eine Unterbringung zu einem Sonderzweck, sondern Markus hat seinen Lebensmittelpunkt offensichtlich seit 6 Jahren in B. Zu A hat er mit Erreichen der Mündigkeit keine privatrechtlichen Beziehungen mehr, das heisst B wird sein Wohnsitz. Dass Markus nur bei den Pflegeeltern lebt, weil er dort eine Lehre absolviert, bedeutet in der gegebenen Situation kein Hindernis für die Wohnsitzbegründung. Anders wäre die Sache zu beurteilen, wenn sich am Ort A nach wie vor das Zentrum seiner Lebensbeziehungen befinden würde, weil er dort sozial verankert ist (Freunde, Familie, Freizeitgestaltung etc.). Das scheint nach der vorliegenden Schilderung eher nicht der Fall zu sein.

5. Falls die Gemeinde A es für zwingend oder unbedingt geboten hält, dass die Person des Beistandes nicht gewechselt wird, kann die Gemeinde B den heutigen Beistand zum Beistand nach Art. 394 ZGB ernennen. Zuvor ist allerdings Markus anzuhören, denn er hat die Möglichkeit, eine Person seines Vertrauens vorzuschlagen (Art. 381 und Verbindung mit Art. 367 Abs. 3 ZGB). Vielleicht bringt diese Anhörung weitere Erkenntnisse .

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 4. April 2003
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